
Magazin  ❙  News

12 IVV  immobilien vermieten & verwalten  6/2025 

Haushaltsentwurf für 2026

Leichte Erhöhung des 
Bau-Etats
Der Etat des Bundesbauministeriums soll 
im kommenden Jahr um 200 Millionen 
Euro aufgestockt werden. Das sieht der 
Haushaltsentwurf der Bundesregierung für 
2026 vor. Der ZIA sieht in den Einzelplänen 
Licht und Schatten. 

Das Bundeskabinett hat den Regierungs­
entwurf zum Haushalt 2026 sowie die aktu­
alisierte Finanzplanung bis 2029 beschlos­
sen. Der Etat des Bundesministeriums für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
soll dabei von 7,4 Milliarden Euro in diesem 
Jahr auf 7,6 Milliarden Euro im kommenden 
Jahr steigen. 2026 haben die Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen für die kom­
menden Jahre ein Finanzvolumen von rund 
12,8 Milliarden Euro. Nach Ansicht von Bun­
desbauministerin Verena Hubertz bleibe 
„der Haushalt des Bauministeriums einer 
der zentralen Investitionshaushalte der Bun­
desregierung“. Mit diesen Programmen und 
weiteren Bausteine werde es die Regierung 
schaffen, dass die Bagger wieder rollen.
Mit dem Beschluss des Kabinetts kann das 
parlamentarische Verfahren für den Haus­
halt 2026 starten.

Wichtige Investitionen des Bauministe-
riums auf einen Blick

	❚ Der soziale Wohnungsbau wird wie geplant 
schrittweise erhöht. Für 2026 sind Pro­
grammmittel von vier Milliarden Euro vor­
gesehen, für 2027 dann fünf Milliarden 
Euro und für 2028 und 2029 jeweils 
5,5 Milliarden Euro. Darin enthalten ist 
auch eine Verdopplung der Mittel für das 
Programm Junges Wohnen. 

	❚ Die Programmmittel für die Neubaupro­
gramme „Klimafreundlicher Neubau“ 
(1,1 Mrd. Euro), „Klimafreundlicher Neu­
bau im Niedrigpreissegment“ (650 Mio. 
Euro) und „Wohneigentumsförderung für 
Familien“ (250 Mio. Euro) sollen im neuen 
Sondervermögen Infrastruktur und Klima­
neutralität ausgebracht werden. 

	❚ Ebenfalls im neuen Sondervermögen vor­
gesehen sind Programmmittel für die 
Sanierungsprogramme „Jung kauft Alt“ 
(350 Mio. Euro) und „Gewerbe zu Wohnen“ 
(2026 mit 360 Mio. Euro). Die Städte­
bauförderung wird 2026 planmäßig er­
höht: Entsprechend dem Koalitionsvertrag 
ist eine schrittweise Verdopplung der Bun­
desmittel vorgesehen, beginnend mit 
einer Anhebung der Programmmittel in 
2026 auf eine Milliarde Euro, 2027 auf 

1,2 Milliarden Euro, 2028 auf 1,4 Milliar­
den Euro und 2029 auf 1,58 Milliarden 
Euro.

	❚ Um Kommunen auch bei ihrer energeti­
schen Modernisierung zu unterstützen, 
soll das Programm Energetische Stadt­
sanierung im Klima- und Transformations­
fonds mit Programmmittel in Höhe von 
75 Millionen Euro fortgeführt werden.

Einschätzung des Zentralen Immobilien 
Ausschusses

Der ZIA als Spitzenverband der Immobilien­
wirtschaft begrüßt grundsätzlich die „Zu­
kunftsinvestitionen“ der Bundesregierung, 
erkennt aber „Licht und Schatten“ in den 
einzelnen Etatposten der Bauministerin. ZIA-
Hauptgeschäftsführerin Aygül Özkan kriti­
siert insbesondere die deutliche Kürzung 
der Mittel um rund 3,3 Milliarden in der Bun­
desförderung für effiziente Gebäude (BEG). 
Damit liege dieser Etat unter der Förder­
summe, die 2024 von Bauherren abgerufen 
worden sei. Damit drohe im kommenden 
Jahr ein Förderstopp mit gravierenden Fol­
gen für die klimafreundliche Transformation 
des Gebäudebestandes. 
Zu begrüßen ist aus Sicht des ZIA dagegen 
die Aufstockung der Ausgaben für den sozia­
len Wohnungsbau auf vier Milliarden Euro, 
die Erhöhung der Ausgaben für die Städte­
bauförderung auf nun eine Milliarde Euro 
sowie die Ausweitung des Programms „Ge­
werbe zu Wohnen“.
Im Programm KNN (Klimafreundlicher Neu­
bau im Niedrigpreissegment) seien wie 
schon im Jahr 2025 statt der eine Milliarde 
Euro, die die Vorgängerregierung vorgese­
hen hatte, weiterhin nur 650 Millionen Euro 
vorgesehen. „Wir können nach wie vor nicht 

erkennen, dass die Förderkulisse verein­
facht und in Neubau und Sanierung aufge­
teilt wird – so wie es im Koalitionsvertrag 
vorgesehen ist. Das muss 2026 in die Um­
setzung gehen”, betont ZIA-Chefin Özkan.

Bauministerium kann 2025  
mehr Geld ausgeben

Im Rahmen der Haushaltsplanungen für das 
laufende Jahr hatte die Bundesregierung 
bereits Anfang Juli entschieden, dass Bun­
desbauministerin Verena Hubertz (SPD) fast 
643 Millionen Euro mehr ausgeben kann. 
Der Einzeletat steigt damit auf 7,37 Milliar­
den Euro. Wie aus dem von der Bundesregie­
rung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts­
plans für das Haushaltsjahr 2025 weiter 
hervorgeht, sollen die Personalausgaben 
leicht sinken – und zwar von 174,26 Millio­
nen Euro auf 171 Millionen Euro.  
In dem mit einem Ausgabenvolumen von 
rund 5,7 Milliarden Euro größten Bereich 
Bau- und Wohnungswesen liegt der Ausga­
benschwerpunkt beim Wohngeld (2,36 Mil­
liarden Euro). Wohngeld werde geleistet, 
damit einkommensschwächere Haushalte 
oberhalb der Grundsicherung die Wohnkos­
ten für angemessenen und familiengerech­
ten Wohnraum tragen könnten. Das Leis­
tungsniveau sei 2020 erhöht worden. Das 
Wohngeld sei dynamisiert und alle zwei 
Jahre an die Miet- und Einkommensentwick­
lung angepasst worden. Erstmals gesche­
hen sei dies im Jahr 2022. Eine regelmäßige 
Fortschreibung des Wohngeldes stelle si­
cher, dass die Leistungsfähigkeit des Wohn­
geldes als sozialpolitisches Instrument der 
Wohnungspolitik erhalten werde, da die mit 
der Wohngeldreform 2020 erreichte Entlas­
tungswirkung bestehen bleibe. Außerdem 
wird auf Entlastungen bei den Heizkosten 
verwiesen. 
Für zweckgebundene Finanzhilfen im Bereich 
des sozialen Wohnungsbaus sind 3,5 Milli­
arden Euro eingeplant. In diesem Jahr werde 
davon ein Anteil in Höhe von 2,03 Milliarden 
Euro ausgabenwirksam. Mit den Mitteln soll 
die Wohnraumversorgung der Haushalte 
unterstützt werden, die sich am Markt nicht 
angemessen versorgen könnten und auf Un­
terstützung angewiesen seien, erläutert die 
Bundesregierung. Einen weiteren Ausgaben­
schwerpunkt bilde die Wohnungsbauprämie 
in Höhe von 220 Millionen Euro. Das seit 
September 2018 gewährte Baukindergeld 
setze einen schnell wirksamen Impuls für 
die Wohneigentumsbildung von Familien mit 
Kindern. Die 2025 veranschlagten Mittel 
(798 Millionen Euro) sollen der Ausfinanzie­
rung dienen, heißt es in den Haushaltserläu­
terungen.� (Red.) 

Bundesbauministerin Verena Hubertz: „Das 
Budget meines Ministeriums ist der zentrale 
Investitionshaushalt der Bundesregierung“.
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Neuauflage EH 55-Förderung

Verbände erinnern an 
Koalitionsversprechen 
Die schwarz-rote Bundesregierung hat im 
Koalitionsvertrag die Wiedereinführung  
der KfW 55-Förderung versprochen. 
Interessenverbände der Immobilien
branche betonen die hohe Wirksamkeit 
dieser Förderung auf bereits genehmigte 
Bauprojekte.

Angesichts der nach wie vor angespannten 
Lage auf dem Bau- und Immobilienmarkt 
fordert die Bundesarbeitsgemeinschaft Im­
mobilienwirtschaft Deutschland (BID) die 
Politik dringend zu entsprechenden Maßnah­
men auf, um die Realisierung bereits geneh­
migter Wohnbauprojekte nicht länger zu ge­
fährden. Es handele sich insbesondere um 
Vorhaben, die nach dem KfW-Effizienzhaus-
55-Standard (EH55) geplant wurden. Viele 
verfügten über eine gültige KfW-Förderzu­
sage, konnten jedoch aufgrund der verän­
derten Marktbedingungen nicht begonnen 
oder abgeschlossen werden. Andere Pro­

jekte wurden nach den Anforderungen des 
KfW-55-Standards genehmigt, konnten aber 
durch den Förderstopp 2022 keinen Antrag 
mehr stellen.
Die Wiederherstellung der Förderfähigkeit 
des EH 55-Standards ist bereits im Koaliti­
onsvertrag festgehalten. Die BID erwartet 
jetzt die schnelle Umsetzung dieses poli­
tischen Willens und die entsprechende Be­
reitstellung der finanziellen Mittel. „Wir brau­
chen jetzt ein starkes Signal für Wohn­
raumschaffung, Investitionssicherheit und 
Klimaschutz. Der Wohnungsbau ist ins Sto­
cken geraten, unter anderem durch massiv 
gestiegene Baukosten und abrupte Förder­
stopps. Es droht der Verlust von zehntau­
senden geplanten Wohneinheiten, mit 
schwerwiegenden Folgen nicht nur für Mie­
ter, sondern auch für Kommunen und die 
Bau- und Immobilienwirtschaft”, betont Iris 
Schöberl, die amtierende Präsidentin der 
BID. „Es geht dabei um Wohnungsbaupro­
jekte, die bereits bewilligt wurden. Die Maß­
nahmen sind förderrechtlich umsetzbar und 
gesellschaftspolitisch dringend geboten.“
Die BID fordert unter anderem eine Verlän­
gerung der Umsetzungfrist auf 72 Monate.

GdW-Unternehmen könnten 17.000 
Wohnungen bauen

Auch der GdW hatte bereits im Frühsommer 
auf seiner Jahrespressekonferenz die Wie­
derauflage der EH 55-Förderung verlangt 
und detailliert die Wirkung auf das Neubau­
geschehen beschrieben. Eine Umfrage un­
ter den Verbandsmitgliedern hatte zuvor 
ergeben, dass 16 Prozent der Unternehmen 
baureife Planungen in den Schubladen 
hätten, die aufgrund fehlender Fördermittel 
aber auf Eis liegen. Das betreffe bei dieser 
Teilgruppe 17.000 Wohneinheiten, die bei 
einer Neuauflage der EH55-Förderung ge­
baut werden könnten. Hochgerechnet auf 
den gesamten Wohnungsbau wären es 
sogar bis zu 51.000 Wohneinheiten. Der 
erforderliche Förderaufwand: rund 1,5 Mil­
liarden Euro – für Zuschüsse und Zinsver­
billigungen über zehn Jahre. „Ein überschau­
barer Betrag für eine enorme Wirkung. Statt 
mit immer neuen Auflagen den Neubau zu 
strangulieren, sollte die Politik bestehende 
Standards fördern – verlässlich, planbar 
und unbürokratisch“, sagte GdW-Präsident 
Axel Gedaschko. �
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Mehr Informationen unter www.tga-praxis.de

Moderne Gebäudetechnik
Die Fachzeitschrift „Moderne Gebäudetechnik“ 
ist eine führende Publikation, die sich auf alle 
Aspekte der technischen Gebäudeausrüstung 
(TGA) spezialisiert hat. Sie bietet fundierte  
Artikel, praxisrelevante Informationen und 
Innovationen für Fachexperten im Bereich 
Gebäudetechnik. 
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